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JuLis: Zwangsdienst ohne Perspektive 

 

Die Forderung der Jungen Union Lübeck nach einem einjährigen 

Dienstjahr für Männer und Frauen stößt bei den Jungliberalen auf 
Ablehnung. Die JuLis sehen in dem Zwangsdienst eine erhebliche 

Freiheitseinschränkung für junge Menschen und einen großen 
Kostenpunkt. 

 

„Die Aussetzung der Wehrpflicht wurde hauptsächlich beschlossen, damit 
Deutschland jährlich 400 Millionen Euro Schulden weniger aufnehmen 

muss. Dass unter diesen Umständen nun Stimmen in der CDU aber auch 
in der Jungen Union laut werden, die eine Dienstpflicht fordern, ist 

unverständlich. Eine Dienstpflicht würde nicht nur die Einsparungen der 
ausgesetzten Wehrpflicht zunichte machen, sie würde sogar zusätzliche 

Schulden verursachen, allein deshalb gilt es, die Idee zu verwerfen“, so 
der Kreisvorsitzende Thomas Alt. 

 
Zudem sehen die Liberalen die Dienstpflicht im Konflikt mit der 

Europäischen Menschenrechtskonvention, die laut Artikel vier die Zwangs- 
oder Pflichtarbeit verbietet.  

 
Unabhängig von der Frage nach der Gesetzmäßigkeit einer Dienstpflicht, 

vermuten die JuLis negative Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. „Als 

Berufstätiger in der Pflegebranche befürchte ich, dass reguläre 
Arbeitsplätze durch die Dienstpflicht verdrängt werden könnten, dieses 

Phänomen ist auch beim Zivildienst zu beobachten. Hinzu kommt noch, 
dass potentielle junge Arbeitnehmer dem Arbeitsmarkt für ein Jahr nicht 

zur Verfügung stehen, dies kann nicht im Interesse unserer Wirtschaft 
sein“, meint der Liberale Ole Simmermacher. 

 
Das JuLi-Mitglied Kim Carolin Nehrhoff betrachtet das Thema unter dem 

Aspekt der Motivation: „Das häufig genannte Argument, dass es einen 
Pflichtdienst brauche, damit sich junge Menschen für das Gemeinwesen 

engagieren, ist schlichtweg falsch. Die Nachfrage nach Plätzen im 
Freiwilligen Sozialen oder Ökologischen Jahr beweist genau das Gegenteil. 

Soziales Engagement darf nicht erzwungen werden, es muss aus eigener 
Motivation heraus geleistet werden, sonst verliert es an Qualität und 

gesellschaftlichen Wert.“ 
 


